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Antwort auf eine Kleine schriftliche Anfrage
- Drucksache 17/2443 -

Wortlaut der Anfrage der Abgeordneten Filiz Polat, Thomas Schremmer, Belit Onay, Julia Willie
Hamburg und Meta Janssen-Kucz (Bundnis 90/Die Griinen), eingegangen am 27.11.2014

Flachendeckende Versorgung mit Sprachmittlungsdiensten fir Flichtlinge

Die meisten Flichtlinge kommen ohne ausreichende deutsche Sprachkenntnisse nach Deutsch-
land und stehen damit vor groRen Integrationshirden. Mangelnde Deutschkenntnisse sowie das
Fehlen von Dolmetscherinnen und Dolmetschern fihren dazu, dass sie ihnen zustehende Leistun-
gen nicht in Anspruch nehmen oder nur unzureichend medizinisch versorgt werden kdnnen. Gera-
de bei traumatisierten Flichtlingen sind umfassende Verstandigungsmaglichkeiten zwischen Arz-
tinnen und Arzten und Patientinnen und Patienten unerlasslich, was ohne Dolmetscherinnen und
Dolmetscher nicht méglich ist. Jede Interaktion mit Behdrden, im Gesundheits-, Bildungs- oder So-
zialwesen wird zur Herausforderung. Stehen jedoch keine Dolmetscherinnen und Dolmetscher zur
Verfiigung oder werden die Kosten nicht von Sozialamtern oder anderen Tragern Ubernommen,
sind die Fluchtlinge auf ehrenamtliche Hilfe und die Unterstiitzung von Freunden und Verwandten
angewiesen. Ehrenamtliche Hilfe kann aber professionelle, kultursensible Sprachmittlung nicht er-
setzen. Zudem reichen die vorhandenen Strukturen aufgrund der derzeit wachsenden Anzahl an
Fluchtlingen nicht aus.

Wir fragen die Landesregierung:

1. In welchen Féllen haben Flichtlinge einen Anspruch auf Dolmetscherinnen und Dolmetscher
bzw. Kostenlibernahme von Dolmetscherdiensten (bitte nach Aufenthaltsstatus und Leis-
tungsberechtigung aufschliisseln)?

2. Welche Mdoglichkeiten haben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Gesundheits-, Bildungs-
oder Sozialwesen, die Hilfe von Dolmetscherinnen und Dolmetschern in Anspruch zu neh-
men? Welche Rechtsgrundlagen gibt es hierfur?

3. Welche zentralen Vermittlungsdienste fir Dolmetscherinnen und Dolmetschern, auf die
Fluchtlinge und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Gesundheits-, Bildungs- oder Sozialwesen
oder anderen Behotrden und staatlichen Institutionen bei der Suche nach Dolmetscherinnen
und Dolmetschern zurlickgreifen kénnen, sind der Landesregierung bekannt? Wie werden
diese Vermittlungsdienste finanziert, und gibt es durch das Land eine Kofinanzierung?

4. Was unternimmt die Landesregierung, um den Bedarf an professionellen, kultursensiblen
Dolmetscherinnen und Dolmetschern und Vermittlungsdiensten fir Dolmetscherinnen und
Dolmetscher angesichts der derzeit wachsenden Anzahl an Flichtlingen sicherzustellen?

5.  Welche Qualifikationen und Fortbildungsmaoglichkeiten gibt es fir Dolmetscherinnen und Dol-
metscher, um den besonderen Anforderungen des Dolmetschens bei psychotherapeutischen
Behandlungen gerecht zu werden?

(An die Staatskanzlei ibersandt am 02.12.2014)

*) Die Drucksache 17/2868 - ausgegeben am 10.02.2015 - ist durch diese Fassung zu ersetzen.
In der Antwort zu Frage 3 wurde im letzten Absatz der fiinfte Spiegelstrich gestrichen
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Antwort der Landesregierung

Niedersachsisches Ministerium Hannover, den 30.01.2015
fur Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
- 301 -

Die zustandigen Personen in den Erstaufnahmestellen, den Auslanderbehérden, in der vom Bund
finanzierten Migrationsberatung flir erwachsene Zuwanderer (MBE), den Jugendmigrationsdiensten
und den vom Land finanzierten Beratungsstellen unterstiitzen und beraten die nach Niedersachsen
kommenden Menschen und sind ihnen bei der Orientierung in der fir sie fremden Umgebung be-
hilflich.

Professionelle Ubersetzer- und Dolmetscherdienste stehen aus Kostengriinden nicht, auch nicht im
Rahmen der MBE, zur Verfiigung. Nur bei besonderer Fallkonstellation wird davon Gebrauch ge-
macht. Stattdessen wird meist auf ehrenamtliche Sprachmittler zuriickgegriffen, sofern diese vor
Ort zur Verfligung stehen. Alternativ ibersetzen auch Familienangehérige, andere Klienten in der
Beratung oder es gibt Unterstitzungsmoglichkeiten im Rahmen des KMNl-RegionaIverbundes.
Hilfsweise werden auch Sprachprogramme im Internet genutzt oder es erfolgt eine telefonische
Ubersetzung.

Das Risiko einer nicht gesicherten und missverstandlichen Kommunikation ist somit manchmal
nicht ganz auszuschlie3en.

Das Problem stellt sich insbesondere auch bei der medizinischen Versorgung. Eine Kostenuber-
nahme von Dolmetscherleistungen durch die gesetzliche Krankenversicherung kann nicht erfolgen,
da diese nicht Inhalt des Leistungskataloges des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche
Krankenversicherung (SBG V)2 ist.

Mit der Ubernahme von Dolmetscherkosten im Rahmen der &rztlichen Behandlung hat sich das
Bundessozialgericht (BSG) in seiner Entscheidung vom 10. Mai 1995 (1 RK 20/94) befasst. Es
kommt zu dem Ergebnis, dass sich aus der Vorschrift des § 28 Abs. 1 SGB V kein Anspruch auf
Ubernahme der Kosten eines Dolmetschers ableiten lasse. Zwar gehdre zur drztlichen Behandlung
auch die Hilfeleistung anderer Personen; allerdings muss es sich hier um Tatigkeiten handeln, die
Behandelnde aufgrund des Fachwissens leiten und verantworten miussen. Hierunter fallt nach Auf-
fassung des BSG nicht die Tatigkeit des Dolmetschers.

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine Anfrage namens der Landesregierung wie folgt:
Zu 1l:

Die Kostentragerschaft sowie die Kostenerstattung fir herangezogene Dolmetscherleistungen ste-
hen im Sozialleistungsrecht in Zusammenhang mit den unterschiedlichen Rechtsgrundlagen zur
Existenzsicherung von Fliichtlingen in Deutschland. Hierbei greifen - in Abhangigkeit vom Aufent-
haltsstatus der Flichtlinge - unterschiedliche Rechtskreise ineinander. Im Einzelnen handelt es sich
bei dem in Rede stehenden Personenkreis in erster Linie um Leistungen der Existenzsicherung
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsbeLG)3 sowie der Grundsicherung fir Arbeitsuchende

! Kooperativen Migrationsarbeit Niedersachsen

% Das Fiinfte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Krankenversicherung - Gesetzes vom 20. Dezember 1988,
BGBI. | S. 2477, 2482) zuletzt geédndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 2. Dezember 2014 (BGBI. |
S. 1922)

® Asylbewerberleistungsgesetz vom 5. August 1997 (BGBI. | S. 2022), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 22. November 2011 (BGBI. | S. 2258)
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nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II)4 und der Sozialhilfe nach dem Sozialgesetz-
buch Zwolftes Buch (SGB XII)°.

Nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X)6 ist fur das Verwaltungsverfah-
ren im Sozialleistungsrecht als Amtssprache grundsétzlich die deutsche Sprache einschléagig. Nach
§ 19 Abs. 1 Satz 2 haben hérbehinderte Menschen einen Rechtsanspruch darauf, in der Amtsspra-
che einen Gebardendolmetscher zu verwenden und die hierfir entstehenden Kosten von der zu-
stéandigen Behdrde bzw. dem Sozialleitungstrager erstattet zu bekommen. Mit Ausnahme dieses
Personenkreises besteht fir einen vonseiten der antragstellenden Person im Verwaltungsverfahren
fur erforderlich erachteten und von ihr veranlassten Einsatz einer Dolmetscherin oder eines Dol-
metschers kein Rechtsanspruch auf Erstattung bzw. Ubernahme der entstandenen Kosten durch
den Sozialleistungstrager, soweit nicht spezialgesetzliche Bestimmungen in einzelnen Sozialleis-
tungsgesetzen eine abweichende Regelung treffen.

Werden bei einer Behorde in einer fremden Sprache Antrage gestellt oder Eingaben, Belege, Ur-
kunden oder sonstige Dokumente vorgelegt, soll die Verwaltungsbehdérde gemaR § 19 Abs. 2
Satz 1 SGB X unverziiglich die Vorlage einer Ubersetzung innerhalb einer von ihr zu setzenden
angemessenen Frist verlangen, sofern sie nicht in der Lage ist, die Antrage oder Dokumente zu
verstehen. In begriindeten Fallen kann die Vorlage einer beglaubigten oder von einem o6ffentlich
bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder Ubersetzer angefertigten Ubersetzung verlangt wer-
den.

Wird die verlangte Ubersetzung nicht innerhalb einer gesetzten Frist vorgelegt, kann die Behorde
eine Ubersetzung beschaffen und hierfiir Ersatz ihrer Aufwendungen in angemessenem Umfang
verlangen. Der insoweit bestehende Ermessenspielraum der Behorde beziiglich des Tatigwerdens
ist von der Eilbediirftigkeit der Angelegenheit und dem Umfang des libersetzungsbedurftigen Tex-
tes abhéngig. Der Ermessensspielraum, ob von der Behodrde ein Aufwendungsersatz gegeniiber
der antragstellenden Person hierfiir geltend gemacht wird, ist u. a. davon abhéngig, ob ohne Initia-
tive der Behdrde andernfalls die antragstellende Person aufgrund ihrer finanziellen und wirtschaftli-
chen Situation davon abgehalten wird, die erforderlichen Ubersetzungen einzuholen und hierdurch
einen wesentlichen Verlust sozialleistungsrechtlicher Anspriiche erleidet.

Fir Leistungsberechtigte nach dem SGB XII kann sich in Abhangigkeit von den Umsténden des
Einzelfalls ein Anspruch auf Ubernahme bzw. Erstattung von Dolmetscherkosten aus der Ermes-
sensvorschrift des § 73 Satz 1 SGB Xl ergeben. Die Ermessensvorschrift bestimmt als Auffangtat-
bestand, dass Leistungen auch in sonstigen Lebenslagen erbracht werden kénnen, wenn sie den
Einsatz 6ffentlicher Mittel rechtfertigen. Eine solche sonstige Lebenslage liegt vor, wenn die be-
darfsauslosende Lebenslage weder innerhalb des SGB Xll noch in anderen Bereichen des Sozial-
rechts geregelt wird und sie ihrer atypischen Art nach geeignet ist, zur Sicherung der Ziele der So-
zialhilfe nach § 1 SGB XIlI eine Bedarfsdeckung unter Einsatz ¢ffentlicher Mittel zu decken. Das
Sozialgericht Hildesheim hat in einem Einzelfall beispielsweise eine Ubernahme von Dolmetscher-
kosten je nach Schwere, Dringlichkeit und Bewertung der Behandlungsbediirftigkeit der zugrunde-
liegenden Erkrankung nach § 73 SGB XlI bejaht, wenn die von der Krankenkasse bewilligte Leis-
tung (Psychotherapie) nur mittels eines Dolmetschers wirksam in Anspruch genommen werden
kann (Urteil vom 1. Dezember 2012, S 34 SO 217/10, juris).

Die vorstehende Anspruchsgrundlage wird vom Anspruchausschluss des § 5 Abs. 2 SGB Il bzw.
§ 21 SGB XII nicht erfasst. Sie kann daher - im Gegensatz zu dem von Leistungen des SGB XlI
ausgeschlossenen leistungsberechtigten Personenkreis nach dem AsylbLG (vergleiche insoweit
8§23 Abs. 2 SGB Xll und § 9 Abs. 1 AsylbLG) - dem Grunde nach auch auf leistungsberechtigte
Personen der Grundsicherung fur Arbeitsuchende SGB Il nach dem Anwendung finden.

* Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch - Grundsicherung fiir Arbeitsuchende - vom 13. Mai 2011 (BGBI. | S. 850,
2094), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 2. Dezember 2014 (BGBI. IS. 1922)

® Das zwblfte Buch Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBI. |
S. 3022, 3023), zuletzt gedndert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBI. | S. 1133)

® Das zehnte Buch Sozialgesetzbuch - Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz - vom 18. Januar
2001 (BGBI. | S. 130), zuletzt geandert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 11. August 2014 (BGBI. | S. 1348)
geandert worden ist
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Asylbewerber, ebenso Geduldete, ausreisepflichtige Personen und Menschen mit einer Aufent-
haltserlaubnis aus humanitaren Griinden, deren Aufenthalt zun&chst nur von voribergehender
Dauer ist, sind grundsétzlich leistungsberechtigt nach dem AsylbLG.

Beziiglich der Anspruchsgrundlage fur die Gewahrung von Sprachmittlungsdiensten ist zwischen
zwei Fallkonstellationen zu unterscheiden:

GemaR § 6 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG kdnnen sonstige Leistungen insbesondere gewahrt werden,
wenn sie im Einzelfall zur Sicherung des Lebensunterhalts oder der Gesundheit unerlasslich, zur
Deckung besonderer Bedurfnisse von Kindern geboten oder zur Erfullung einer verwaltungsrechtli-
chen Mitwirkungspflicht erforderlich sind. Im Rahmen der Ermessensausiibung nach § 6 AsylbLG
ist somit eine sachgerechte (Einzelfall-)Entscheidung zu fallen. Dabei ist auch zu bericksichtigen,
inwieweit zunachst die Mdglichkeiten einer unentgeltlichen Sprachvermittiung durch Verwandte,
Bekannte oder sonstige nahe stehende Personen ausgeschopft werden kdnnen.

Nach § 2 AsylbLG erhalten Leistungsberechtigte, die Uber eine Dauer von insgesamt 48 Monaten
sogenannte Grundleistungen erhalten haben und die Dauer des Aufenthalts nicht rechtsmiss-
brauchlich selbst beeinflusst haben, Leistungen analog des SGB XII. Auf die entsprechenden Aus-
fuhrungen hierzu wird insoweit verwiesen.

Zu 2:

Im sozialleistungsrechtlichen Verwaltungsverfahren gilt gemaR § 20 Abs. 1 SGB X das Amtsermitt-
lungsprinzip, wonach die zusténdige Sozialleistungsbehérde den Sachverhalt von Amts wegen er-
mittelt. Die Behdrde bestimmt Art und Umfang der Ermittlungen. Sie hat alle fir den Einzelfall be-
deutsamen sowie die fir die Beteiligten beglnstigenden Umstéande zu berlicksichtigen. An das
Vorbringen und die Beweisantrdge der Beteiligten ist sie jedoch nicht gebunden. Im Zuge pflicht-
gemafRen Ermessens bedient sie sich der Beweismittel, die sie fir erforderlich halt. Insoweit kann
sie insbesondere Auskiinfte einholen, Beteiligte anhéren, Zeugen und Sachverstandige vernehmen
oder deren schriftliche AuRerung einholen sowie Urkunden und Akten beiziehen oder Zeugen und
Sachverstandige im Fall der Auskunftsverweigerung durch das Sozial- oder Verwaltungsgericht
vernehmen lassen. Im Zuge dieser verfahrensrechtlichen Grundsatze kann die Sozialleistungsbe-
hérde im Rahmen der Aufklarung des Sachverhalts unter den in der Beantwortung zu Frage 1 ge-
schilderten Voraussetzungen des § 19 Abs. 2 SGB X die unverzigliche Vorlage einer Ubersetzung
der in einer fremden Sprache gestellten Antrdge oder eingereichten Eingaben, Belege, Urkunden
verlangen. Dies schlie3t in begrindeten Fallen die Vorlage einer beglaubigten oder von ei-
ner/einem offentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscherin bzw. Dolmetscher oder Ubersetzerin
bzw. Ubersetzer angefertigten Ubersetzung ein.

Fir den Bereich des SGB Il hat die Bundesagentur fiir Arbeit als Trager der Leistungen in der ge-
meinsamen Einrichtung mit der Handlungsempfehlung und Geschéftsanweisung (HEGA) 05/11 -
08 - allgemeine Hinweise zur Inanspruchnahme von Dolmetscher- und Ubersetzungsdiensten ge-
geben.

Auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Azize Tank, Sabine Zimmermann (Zwickau), Matthias W.
Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE., BT-Drucksache 18/2726 - zu der
Frage: ,Wie stellt die Bundesagentur fiir Arbeit sicher, dass die ,HEGA 05/11 - 08 - Inanspruch-
nahme von Dolmetscher- und Ubersetzungsdiensten‘ auch tatséchlich zur Anwendung kommt?*
wird insoweit hingewiesen. Auf die Antwort der Bundesregierung hierzu, BT-Drucksache 18/2965,
wird Bezug genommen. Die Bundesagentur fur Arbeit weist in ihrer 0. g. HEGA u. a. ebenfalls da-
rauf hin, dass die Amtssprache deutsch ist (8 19 Abs. 1 SGB X, § 87 Abs. 1 Abgabenordnung -
AO). Gleichzeitig nimmt sie aber auch auf die EG-Verordnung Nr. 883/2004 des Européischen Par-
laments und des Rates zur Koordinierung der Sozialen Sicherheit Bezug, die in Artikel 76 Abs. 7
klarstellt, dass Antrdge oder Schriftstiicke nicht zurlickgewiesen werden durfen, die in einer als
Amtssprache der EU anerkannten Sprache eines Mitgliedstaates eingereicht werden. Weitere Re-
gelungen des uber- und zwischenstaatlichen Rechts bleiben unberiihrt (§ 30 Abs. 2 SGB I, § 2 AO).

Weiter stellt die Bundesagentur fir Arbeit klar, dass Kundinnen und Kunden mit unzureichenden
Deutsch-Kenntnissen zur Vermeidung von Verstéandnisschwierigkeiten in erster Linie eine Person
mit entsprechenden Sprachkenntnissen mitbringen sollen. Ist dies nicht méglich, sind fiir Uberset-
zungen und Dolmetscherdienste Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit entsprechenden Sprach-
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kenntnissen zu betrauen. Deren Vergitung orientiert sich an Regelungen der 88 9 bis 11 Justizver-
gltungs- und -entschadigungsgesetz (JVEG)7. Sofern diese nicht verfiigbar sind, sollen soziale
Verbande bzw. ehrenamtliche Einrichtungen u. &. - soweit die Ubersetzungs- und Dolmetscher-
dienste im Zusammenhang mit ihren Aufgaben stehen - hierfir gewonnen werden. Bei Erstkontak-
ten (schriftlich und miindlich) sind notwendige Ubersetzungen bzw. Dolmetscherdienste in jedem
Fall von der Bundesagentur fiir Arbeit bzw. dem jeweiligen Jobcenter zu veranlassen und zu erstat-
ten.

Krankenh&user fihren Listen Uber Fremdsprachenkenntnisse ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. Aufgrund verschiedener Sprachen und Dialekte in den Heimatlandern der Fluchtlinge reichen
die vorhandenen Kenntnisse nicht immer aus. In diesen Fallen wird hinsichtlich qualifizierter Dol-
metscherinnen bzw. Dolmetscher haufig auf das Ethno-Medizinische Zentrum e. V. (EMZ) zurlick-
gegriffen. Eine Kosteniibernahme durch die Krankenkassen beziiglich der Dolmetschertatigkeit er-
folgt haufig nicht, da die Rechtsgrundlage hierfur fehlt.

Zu 3:

Als zentraler Vermittlungsdienst fur Dolmetscherinnen und Dolmetscher ist hier das EMZ zu nen-
nen. Das EMZ, das vom Ministerium fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung institutionell ge-
fordert wird, ist eine bundesweit einmalige Einrichtung zur Unterstiitzung einer biirgernahen Ge-
sundheitsversorgung von zugewanderten Mitbirgerinnen und Mitburgern.

Das EMZ bietet eine individuelle Beratung fiir Menschen mit eigener oder familidrer Zuwande-
rungsgeschichte an und nimmt psychosoziale Integrations- und Betreuungsaufgaben wahr.

Das EMZ unterstitzt eine burgernahe Gesundheitsversorgung der zugewanderten Mitbirgerinnen
und Mitbirger in Gesundheitsdmtern, Krankenhdusern und anderen Einrichtungen der Gesund-
heitsversorgung. Die Unterstiitzung besteht im Wesentlichen in der Vermittlung von Kommunikati-
onshilfen und in der Sensibilisierung von im Gesundheitswesen Tatigen fiir migrationsbedingte be-
sondere Problemlagen:

— Sprachmittlerdienst fir Gemeindedolmetscher,
— Vernetzung von Integrations- und Gesundheitsfragen,
— Mediatorenschulung (u. a. im Gesundheitswesen).

Ziel ist die verbesserte gesamtgesellschaftliche Integration von Migrantinnen und Migranten. Die
Teilhabe an den Angeboten des Gesundheitswesens stellt davon einen Aspekt dar.

Ethnomedizin ist als Teil der Integrationspolitik fur auslandische Mitburgerinnen und Mitbirger als
sozialkompensatorische MaBhahme zu verstehen, um Defiziten in der gesundheitlichen Versor-
gung der Migrantinnen und Migranten vorzubeugen bzw. entgegenzuwirken.

Das EMZ vermittelt speziell geschulte, zumeist muttersprachliche Dolmetscherinnen und Dolmet-
scher, die tber Sprachkenntnisse und das kulturelle Hintergrundwissen verfugen.

Folgende weitere Dienste kbnnen angesprochen werden:
— Kargah in Hannover,

— Sprach- und Kulturmittlung Osnabriick SPuK Os,

— Interkulturelles Ubersetzen und Vermitteln fir das Gesundheits-, Bildungs- und Sozialwesen in
Braunschweig,

— Dolmetscherdienst des Gesundheitsamts Bremen,
— Kulturmittlerdienst in Lineburg.

Zur Finanzierung dieser Dienste liegen der Landesregierung im Einzelnen keine Erkenntnisse vor.

" Gesetz Uber die Vergiitung von Sachverstandigen, Dolmetscherinnen, Dolmetschern, Ubersetzerinnen und
Ubersetzern sowie die Entschadigung von ehrenamtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen Richtern, Zeuginnen,
Zeugen und Dritten (Justizvergitungs- und -entschadigungsgesetz - JVEG) vom 5. Mai 2004 (BGBI. | S. 718,
776), zuletzt geéndert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 23. Juli 2013 (BGBI. | S. 2586)
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Zu 4.

Die institutionelle Férderung des EMZ ist in der mittelfristigen Planung weiterhin vorgesehen. Die
Kommunikation im Rahmen der Flichtlingssozialarbeit und der Integrationsberatung ist, abgesehen
von den bereits oben genannten Einschrankungen, unabhéngig von der Frage des Einsatzes von
Dolmetscherinnen und Dolmetschern sichergestellt, da die Beraterinnen und Berater die Gespra-
che mit Klientinnen und Klienten entweder in der Muttersprache (soweit entsprechende Kenntnisse
vorhanden sind) oder auf Englisch oder Franzdsisch fuhren.

Zu 5:

Das Netzwerk fur traumatisierte Flichtlinge in Niedersachsen e. V. (NTFN) hat Leitlinien zum Ein-
satz von Dolmetschenden in der Psychotherapie erstellt, die Dolmetschenden, die neu in diesem
Arbeitsbereich eingesetzt werden, zur Orientierung an die Hand gegeben werden.

Dariiber hinaus hat das NTFN mehrfach selbst entsprechende eintagige Schulungen bzw. Fortbil-
dungen angeboten. Im ersten Quartal des Jahres wird eine Schulung in Braunschweig fiir das psy-
chologische Institut angeboten, da diese Einrichtung diagnostische Aufgaben fiir die Landesauf-
nahmebehdorde fur Flichtlinge wahrnehmen wird. Eine Schulung in Osnabriick ist ebenfalls geplant.
Der Reader ,Psychotherapie zu dritt* wurde 2009 vom NTFN zusammen mit dem Flichtlingsrat
herausgegeben und soll im kommenden Jahr aktualisiert neu aufgelegt werden. Dieser Reader wird
bundesweit und aus dem deutschsprachigen Ausland von Fachkréaften bestellt, da es wenig Litera-
tur zu diesem Handlungsfeld gibt. Darin finden sich auch Erfahrungsberichte und Leitlinien, da die
Anforderungen an Dolmetscher in der Psychotherapie oder psychosozialen Beratung anders sind,
als in allgemeinen aufenthaltsrechtlichen oder sozialen Beratungssituationen (Stichworte sind:
Schweigen aushalten, absolutes 1:1-Ubersetzen - keinerlei Zusammenfassung, Distanz aushalten).

Cornelia Rundt

(Ausgegeben am 29.05.2015)



	Drucksache 17/2868 neu
	Antwort auf eine Kleine schriftliche Anfrage - Drucksache 17/2443 -
	Wortlaut der Anfrage der Abgeordneten Filiz Polat, Thomas Schremmer, Belit Onay, Julia Willie Hamburg und Meta Janssen-Kucz (Bündnis 90/Die Grünen), eingegangen am 27.11.2014
	Flächendeckende Versorgung mit Sprachmittlungsdiensten für Flüchtlinge
	Antwort der Landesregierung

